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5. Änderung des Umweltmanagementgesetzes im Zusammenhang mit der Einführung der Verpflichtung zur Festlegung
von Umweltleistungsanforderungen bei Ausschreibungen für Hoch- und Tiefbauaufträge

6. In untergeordneten Vorschriften wird sichergestellt, dass die öffentlichen Auftraggeber verpflichtet werden können,
Mindestanforderungen (Schwellenwerte) an die Umweltleistung in den technischen Spezifikationen für bestimmte
Materialien festzulegen, wenn diese in Hoch- und Tiefbauaufträgen verwendet werden.

7.

8. Der Legislativvorschlag stellt eine Ermächtigungsgrundlage im Umweltmanagementgesetz dar und stellt sicher, dass
öffentliche Auftraggeber und Spezialunternehmen in untergeordneten Vorschriften verpflichtet werden können, in die
technischen
Spezifikationen Mindestanforderungen (Schwellenwerte) an die Umweltleistung für bestimmte Materialien oder Produkte
aufzunehmen,
sofern diese in Hoch- und Tiefbauprojekten verwendet werden. Die Artikel 9.6.2 und 9.6.3 können technische
Anforderungen enthalten, die in untergeordneten Vorschriften näher ausgeführt werden. Dies betrifft folgende
Vorschriften:

Artikel 9.6.2 legt fest, dass in untergeordneten Vorschriften Mindestanforderungen an die Umweltleistung für die
Materialien und Produkte angegeben werden können, die die größten Auswirkungen haben und die die öffentlichen
Auftraggeber und
Unternehmen des Sondersektors bei der Vorbereitung und Entwicklung der
Ausschreibung von Hoch- und Tiefbauaufträgen berücksichtigen müssen. Die Auswahl der Materialien und Produkte, die
in den untergeordneten Vorschriften festgelegt werden, ist das Ergebnis ihrer hohen Umweltbelastung im Rahmen von
Hoch- und Tiefbauaufträgen. Es ist beabsichtigt, die Materialien aus Asphalt und Beton zu bezeichnen, da es sich um die
umweltschädlichsten Materialien handelt, die im Hoch- und Hoch- und Tiefbau verwendet werden. Artikel 9.6.3 sieht vor,
dass die öffentlichen Auftraggeber verpflichtet sind,
die Anforderungen in Ausschreibungen für Hoch- und Tiefbauaufträge aufzunehmen und etwaige Ausnahmen
davon anzugeben. Dabei handelt es sich um technische Anforderungen in Form von Mindestanforderungen an die
Umweltleistung der Produkte, die in den untergeordneten Vorschriften durch eine darin festgelegte vorgeschriebene
Berechnungsmethode bezeichnet werden. Grundlage dieser Berechnungsmethode ist eine LCA-Berechnung nach der
europäischen Norm EN 15804.

In die untergeordneten Vorschriften wird eine Klausel über die gegenseitige Anerkennung aufgenommen, in der
festgelegt ist, für welche Materialien die technischen Anforderungen gelten.

9. Die in den untergeordneten Vorschriften aufgeführten technischen Anforderungen sind aus folgenden Gründen nicht
diskriminierend, notwendig und verhältnismäßig:

Nicht-diskriminierend
Diese Vorschriften wurden sorgfältig ausgearbeitet, um den freien Verkehr von
Waren innerhalb der Europäischen Union zu gewährleisten. Die vorgeschriebenen Anforderungen an die Umweltleistung
sind offen
und gelten gleichermaßen für alle Marktteilnehmer, unabhängig davon, in welchem Mitgliedstaat sie ansässig sind. Die
Bestimmungsmethode, die in den untergeordneten Vorschriften festgelegt wird, ist grundsätzlich eine
LCA-Berechnung gemäß der europäischen Norm EN 15804. Diese Normen werden auch
von den öffentlichen Auftraggebern durchgesetzt, und das Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen gewährleistet,
dass
bei Ausschreibungen der Grundsatz der Gleichbehandlung angewendet wird (u. a. Artikel 1.8 des
Gesetzes über das öffentliche Beschaffungswesen).



EUROPEAN COMMISSION
Directorate-General for Internal Market, Industry, Entrepreneurship and SMEs
Single Market Enforcement
Notification of Regulatory Barriers

Notwendigkeit
Die in den untergeordneten Vorschriften festgelegten technischen Anforderungen müssen als notwendig
für den Schutz der Umwelt und der menschlichen Gesundheit erachtet werden. Bei der Ausarbeitung
des Legislativvorschlags wurde sorgfältig geprüft, welches Instrument am wirksamsten und geeignetsten ist, um die
Umweltauswirkungen von Hoch- und Tiefbauarbeiten zu verringern. Auf den Seiten 17 bis 22 des Legislativvorschlags
wird erläutert, warum nicht freiwillige Instrumente gewählt wurden, sondern Vorschriften. Außerdem wird erläutert,
warum keine allgemeinen Produktanforderungen eingeführt werden und warum das Beschaffungsinstrument für die
Erreichung der gewünschten Ziele geeignet ist.

Verhältnismäßigkeit
Die in den untergeordneten Vorschriften festgelegten Mindestanforderungen an die Umweltleistung sind zur Erreichung
des beabsichtigten Zwecks geeignet und gehen nicht über das erforderliche Maß hinaus und haben sich als das am
wenigsten einschränkende Mittel erwiesen. Untersuchungen haben gezeigt, dass (freiwillige) Alternativen eine
unzureichende Wirkung hätten oder für den Markt zu restriktiv wären. Dies wird in den Kapiteln 2 und 3 der
Erläuterungen näher erläutert. Die Anforderungen an die Umweltleistung beschränken sich auf die umweltschädlichsten
Materialien, die im Hoch- und Tiefbau verwendet werden (Beton und Asphalt), und die Mindestanforderungen an die
Umweltleistung werden so festgelegt, dass die Anforderungen den Markt vor die Herausforderung stellen, nachhaltiger zu
werden, während sie gleichzeitig für alle Marktteilnehmer erreichbar sind. Ist die Aufnahme der Mindestanforderungen an
die Umweltleistung in eine bestimmte Ausschreibung jedoch unverhältnismäßig, kann der öffentliche Auftraggeber auf
der Grundlage von Artikel 9.6.3 Abschnitt 3 des Legislativvorschlags von dieser Verpflichtung abweichen. Der
Legislativvorschlag sieht daher eine ausdrückliche Garantie des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit vor.
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